










Gemeinde Neunkirchen 
Neckar-Odenwald-Kreis 
 
 
Aufgrund von §§ 4, 11, 19 und 142 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg  
und §§ 2, 5a, 6, 8, 8a, 9,10 und 10a des Kommunalabgabengesetzes für Baden-
Württemberg (KAG) hat der Gemeinderat der Gemeinde Neunkirchen am  
19. Oktober 2001 folgende 
 

Satzung zur Anpassung örtlicher Satzungen an den Euro 
(Euro-Anpassungs-Satzung) 

 
beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
Änderung der Satzung über die Entschädigung  

für ehrenamtliche Tätigkeit 
 

 
Die Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit in der Fassung vom 
17. August 2000, veröffentlicht im Nachrichtenblatt „Gemeinde-Nachrichten“ am  
21. September 2000 wird wie folgt geändert: 
 
1.  § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung 
 
„ (2)  der Durchschnittssatz beträgt bei einer zeitlichen Inanspruchnahme 
 
bis zu 2 Stunden       12,50 Euro   
 
von mehr als 2 bis zu 4 Stunden     20,-- Euro   
 
von mehr als 4 bis zu 8 Stunden     30,-- Euro  
 
von mehr als 8 Stunden      35,-- Euro  
(Tageshöchstsatz)“ 
 
2. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
„ (1)  Gemeinderäte erhalten für die Ausübung ihres Amts eine Aufwandsent- 
 schädigung. Diese wird gezahlt 
 
a) als monatlicher Grundbetrag in Höhe von             10,--  Euro  
 
b) als Sitzungsgeld je Sitzung in Höhe von   20,-- Euro  
Bei mehreren, unmittelbar aufeinanderfolgenden Sitzungen desselben Gremiums 
wird nur ein Sitzungsgeld gezahlt“. 
 
 
 
 



Artikel 11 
Änderung der Streupflichtsatzung 

 
 

Die Satzung über die Verpflichtung der Straßenanlieger zum Reinigen, 
Schneeräumen und Bestreuen der Gehwege (Streupflichtsatzung) in der Fassung 
vom 21. Oktober 1989, veröffentlicht im Nachrichtenblatt „Gemeinde Nachrichten“ 
vom 16.11.1989 , wird wie folgt geändert: 

 
§ 8 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
„(2) Ordnungswidrigkeiten können nach § 54 Abs. 2 Straßengesetz und § 17 Abs. 1 
und 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße von mindestens 
2,50 Euro und höchstens 500,-- Euro und bei fahrlässigen Zuwiderhandlungen mit 
höchstens 250,-- Euro geahndet werden. 
 
 

 
Artikel 12 

Änderung der  Friedhof- und Bestattungsgebührensatzung 
(Friedhofsatzung) 

 
 

Die Friedhofsatzung in der Fassung vom 17. März 1997, veröffentlicht im 
Nachrichtenblatt „Gemeinde-Nachrichten“ am 17. April 1997 wird wie folgt geändert: 
 
 
Die Anlage zur Friedhofsatzung (Gebührenverzeichnis) erhält folgende Fassung: 
 
 
 
Anlage zur Friedhofs- und Bestattungsgebührensatzung 
 

- Gebührenverzeichnis- 
 
Nr. Amtshandlung/Gebührentatbestand    Gebühr/Euro   

 
1.          Verwaltungsgebühren 

 
1.1 Genehmigung zur Aufstellung und Veränderung 
       eines Grabmals               25,--        
1.2 Zulassung von gewerbsmäßigen Grabaufstellern 

            1.2.1 Einzelfall                25,--               
1.2.2 Befristete Zulassung               76,--   

            1.3 Zulassung zur gewerbsmäßigen Grabpflege      von 15,-- bis 25,-           
           1.4 Sonstige gewerbliche Tätigkeit             von 15,-- bis 25,--   
            1.5 Zustimmung zur Ausgrabung von Leichen             35,--   

       und Gebeinen        
 
 
 
 



 2.8.6 Benutzung des Leichentransport-Anhängers 
 2.8.6.1 im Ort           15,--   
            2.8.6.2 außerhalb des Ortes 
                    und je tatsächlich gefahrenen km         0,25  
 2.9 Zuschlag für die Bestattung anderer 
       Verstorbener i.S. des § 1 Abs 1 Satz 3 
       (Auswärtigenzuschlag), soweit ein Bestattungs- 
       anspruch nicht besteht         50 % 
 
 
 
 

Artikel 13 
In-Kraft-Treten 

 
Die Satzung tritt am 1. Januar 2002 in Kraft. Für Abgaben, die bereits vor diesem 
Zeitpunkt entstanden und erst nach dem 31. Dezember 2001 zu entrichten sind, 
gelten für die Bemessung der Abgabe die Satzungsbestimmungen, die zum 
Zeitpunkt der Entstehung der Abgabenschuld gegolten haben. 
 
 
Hinweis: 
 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung für Baden-Württemberg oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen 
dieser Satzung wird nach § 4 Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn sie nicht 
schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung 
gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften 
über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der 
Satzung verletzt worden ist. 
 
 
 
Neunkirchen, den 19. Oktober 2001 
 
Schirk 
Bürgermeister 
 
 
 
Beurkundung der Bekanntmachung 
 
Satzungsgemäß bekannt gemacht durch Einrücken in das Nachrichtenblatt 
„Gemeinde-Nachrichten“, Nr. 44, vom 31.10.2001. 
 
Neunkirchen, 5.11.2001 
 
Schirk 
Bürgermeister 
 
 


